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Verkindet
am 29, Mirz 1960
Kriegl, Justizobersekretir
als Urkundsbeamter der
Geschiitsstelle

Im HNamen des Vol kes

- In dem Rechtsstreit
der Firma Pritz NGNS in YeGNENENED Br@istrate @,

Beklagten, Berufungsbeklagten
und Revisionskligerin,

- ProzeBbavollmdcntlgter' Rechtsanwalt pr. D -
L Be g en

den Landwirt Heinrich r&- - in l— Kreis
c@ip, ‘ L

Klager, Berufnngsklager
und ReVlslonsbeklagten,

~ ProzeBbevollmichiigter: Rechtsanwalt (D. <D GHNEEED -

het der VI,‘Zivilsenat ﬁéé°Bundesgerichtshofs auf die miind-
liche verhandlung vom‘zgg'mérz 1960 unter Mitwirkung des
SBenatsprisidenten Dr.-Engels und der Bundesrichter Hanebeck,
Dr. Bode, Heinrich Meyer und Dr. Graf

fiir Recht erkannt:
Die Revision”der Beklagten gegen das Urteil des

3. Zivilsenats des uoerlandesgerlchts in Celle vom
10. Januar 1959 wlrd Zuruckgewlesenﬁ

Die Kosten der_Rgvision werden der Baklagten auf-
erlegt. ‘

Von Rechts wegen



Tatbestand:

In Jahre 1954 lie? die HER Sicdlungsgesell-
schaft mbH im Landkreis C@® zwischen den Ortschaften LENED-
@ uri QI Moorgelinde kultivieren, darunter eine Kecihe
von Parzellen aus Flur 7 der Gemarkqng VG beiderseits eines
ost-westlich verlaufenden breiten Grebens und daneben einher-
gehenden Sandweges. Die Entwisserungs- und Kodungsarbeiten
ibertrug sie der Beklagten. Diese setzte eine Arbeitskolonne
von 20 bis 2% Mann unter: der Aufsicht des Schachtmeisters
KQEMEED cin. ils das Gelinde stidlich des Grabens im wesent-
lichen abgeholszt und gesdubart war und sich dort nur noch Stub-
ben befanden, die durch Sprengungen beseitigt werden muBten,
stellte sie zu diesem Z‘weck den Sprengmeister G@P ¢in, der
am 12. Mai 1954 seinen Dienst antrat und von KGR on sei-
ner Arbeitestelle eingewiesen wurde. G@JB befaBte sich vor-
erst dawit, Ldcher in die Stubben zu bohren, um sie spiiter
mit Sprengladungen zu fillen. Zu gleicher Zeit waren auf der
nbrdlichen Seite des Grabens ZWe_'ii Minner, die nicht zur Ar-
beitskolonne der Beklagten gehtrten, die Arbeiter PGEENED und
Lu@», danit beschiftigt, auf eigene Rechnung Stubben zu wer-
ben, BEin Stick von ihnen entfernt waren auf derselben Seite
des Grabens A:rbeltakrafte des Landwirts B— dabei, Nutz-
holz aufzuaxbel beno Dle Arbeltskolonne der ﬂeklagten war an
Gegen 10 Uhr machte G.e}vxe Frdhstuckapauae~ er bhegab sich zu
P- und LUGEED a5 deren Arbeltanlatz und unterhielt sich
mit ihnen. Bevor er an seme Arbeit zuruckkehrte, ziindete er < .
sich eine Pfeife an. Ungefahr eine Stunde spiter legten auch
PG und Li@® eine Rast ein; sie gingen an den Wald-
rand in die Nihe der Arbeiter des BQEl®, frihstickten dort
und ziindeten sich gleiehfalls eine Pfeife an. Gegen 11.30 Uhr

bemerkte G@, daB an der Stelle, an der P und Li@D
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: Morgen Wald und Heidefl che durch den Brand vermcltet “dar-
_ unter ein groBerer Naldbestané des Klb.gers. : '

- ger nrandgefahrdung (§ 310 a Ziff. 2 StGB)zu Geldstrafen ver-
urteilt (15 Ms 107/54) '

‘seine Pfeife berelts an der Arbeitsstelle von P- und

-setzt' dabei seien gl&hande Tabakkldmpchen aus der offenen
Pfeife herauagefallen und hitten einen Schwelbrand hervor-~
"gerufen, der sich hernach zu dem offenen Brand entw:mkelt |
]habe. Der Klager hﬁlt es aber auch fiir mbgllch, daB Pllllll
oder LY@ den Brand verursachc haben kbnnen, und meint, es

‘des Brandherdes geraucht haben, wenn sich nicht erwelsen lasse,
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vorher gearbeitet hatten und er sich mit ihnen unterhalten
hatte, Rauch und kleine Flammen aufstiegen. Obwohl er so-
gleich hinlief und gzusammen mit PEENEEP, Lu@P und den Leu-
ten des HEJ®, die auf seinen Ruf ebenfalls hinzueilten,
das Feuer zu.eréticken suchte, dehnte es sich weiter aus,

da der Moorboden mit seiner verfilzten Unterlage und dem
umherliegenden Reisig infolge der Dirre, die bereits lingere
Zeit bestanden hatte, volllg ausgetrocknet war und ein star-
ker Wind das Feuer begﬁnstlgte. Insgesamt wurden rund 190
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Durch Urteil des Schoffengerichts in Bergen vom 9. Sep-
tember 1955 wurden G. P- und L@ wegen fahrlissi-

S[e purs ﬁIIH[Illllll'

Der Kltiger macht dme Beklagte fir den ihm entstandenen
Schaden verantwortlich.‘ Er fuhrt die Entstehung des Brandes
in erster Linie darauf zuruck da3 G@P geraucht bat. Er habe

DYIN JJ B8 §§ YorU JURqUaJR(]
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L@ wihrend seiner Unterhaltung mit ihnen in Brand ge-

miisse davon ausgegangen werden, daB sie auch an der Stelle

daB G@EP seine Pfeife hler bereits angeziindet hat. Wenn
P und Lu@P auch, so hat der Kldger hierzu weiter vor-
getragen, die Stubben fiir eigene Rechnung geworben hitten,
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s0 seien die sSeklagte und ihr Schachtmeister : mit
ihrer Tétigkeit auf dem Kultivierungsgeliinde doch einver-
standen gewesen, da ihre Arbeiten im Interesse der Beklagten
geleger hiétten; K¢ vnd die Beklagte hiétten sie daher
ebenfalls auf ihre Zuverldssigkeit hin beobachten und insbe-
gondere darauf hinweisen miissen, daB sie auf dem Gelinde
nicht reuchen diirften; KGN have sich um sie aber itber-
haupt nicht gekﬁmm&rt,' '

Der Kldger hat der Béklagten'weiter zum Vorwurf gemacht,
keine Brandverhutungsm&ﬁnahmen getroffen zu haben; hierzu sei
‘8ie aus Grunden der. Gefahrenabwehr verpflicntet gewesen, be-.
vor sie mit den Kultivierungsarbeiten begonnen habe; in ihrom
Verlauf sei wiederholt Gestriipp abgebrannt worden und im
Mirz 1954 auf dem Kultivierungsgeldnde schon ein Fever ausge-
brochen, das man zswar noch hebe lésehen’kﬁnnen,‘das aber be-
reits in dem Weldbestand des Landwirts BGENNP Schsden an-
gerichtet habe. Hiit te dle Beklagte, wie es ihre Pflicht ge-
wasen wire, vor Bnglnn der Arbeiten Feuarschutzstrelfen
pfligen lassen, so wﬁrde sich das Peuer nicht auf dle‘aggren-
zenden Waldbestinde haben auabrelten ‘konnen. Zu schutzvorkeh-
rungen sei die Beklagte. auch auf Grund 1hres Veztrages ‘mit
der Siedlungagesellscbaft verpfliehtet gevesen.

Die Beklagte haL bésfrittén;‘éaﬁ'“ an der Arbeitsstelle :J‘

von o und m. bereits seine Pfeife angeziindet und
“den Brand veruvasscht hat.“ Sie hilt es fir mahrscheinllcher,
‘dad PEEEE und Lu‘. den Brand hervorgerufen haben. Doch ist
gsie der Ansicht, da8 auch andere Personen als Yrheber in Be-
tracht kommen k&nnen, da nicht rnur die Arbeiter des Lendwirts
@, sondern auch rrauen in der Nihe beschiéftigt gewe-
sen und verschiedene Leute auf dem Sandweg liéngs des Grabens
vorbeigekommen seien. Die Beklagte hat die Auffassung vertre-



ten, daB sie und ihr Schachtmeister K@D sich un PP
und L@ nicht hiétten zu kiimmern brauchen; diese hiétten die
Stubben ohne ihr ¥issen gerodet und sich nur auf Grund einer
Vereinbarung mit der Siedlungsgesellschaft auf dem Gelinde
befunden. Feuezschutzétreifen oder sonstige Schutzvorkehrun-—
gen gegen Feuersgefahr se1en vor dem eigentlichen Beginn der

=»Sprengungen weder notwendlg noch auch in dem Vertrag mit derx
Siedlungsgesellschaft vorgesehen gewesen, Fir G hat

die ‘Beklagte den ﬁntlaatungsbewels nach § 831 nGB angetreten°

' Das Landgetricht hat‘aié Klage,'mit der zunichst nur ein
Schadensteilbenrag von 1100 DM geltend gemacht worden ist,
abgew1esen. o |

Im Berufungsverfahren hat der Klidger seinen Ansprudh
weiterverfolgt und auf. 5355'40 DH erweitert. Die Beklagte“hat
gegenliber dem erweiterten Zahlungsbegehren die nlnrede der

- Verjdhrung erhoben.

Das Oberlandesgaricht hat den bchadensersatzanspruch

dem Grunde nach fiir gerechtfertlgt erklhrt,v

Mit der vom Berw zngsgericht zugelassenen Rev1s1on

_jerstrebt die Benlagte e t1ederherste11ung des landgerlcht—
,11chen thells unter'k"elaung der im Berufangsverfahren gel—
tend gemachten erwelte,ten Ansprdche.

Der Kl&ger'heanfiag%i die Reviéion.zurﬁckzuwéisena 
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Zntscheidungsgriinde:

1. Das serurungsgerichkt nat auf Grund der Darlegungen
in dem feuerscnutztechnischen Gutacnten des Sacuverstidndigen
Dr. Ing. Mo die ‘Jbé-rzeggung gewonnen, dafl der Brend auf
keine andere ¥eise entstanden sein kann, als daB jemand in un-
mittelbarer Hiéhe des Brandherdes mit Zindmitteln wie Streich-
hélzern und glihenden Tabakresten umgegangen ist. Wer sich
nur auf dem Sundweg en#lang bewegt hat, scheidet nach den auf
das Gutachten gestﬁtztéh‘ﬁusfﬁhrungen-des Berufungsgerichts
als Urheber des Brandes aus, da der ¥eg etwa 12 m von dem
Brandherd entfarnt”yerlief und diese Entfernung bereits gros—
ser var, als daB unter.dau gegebenen Verhiltnissen von hier
aus der Brand hdtte verarsacht Séin‘kﬁnnen. Darum  hat das
Berufungsgericht es auch flir susgeschlossen gehalten, daf
die Leate des SN, die sich festgestelltermaBen rund 120 m
entfernt befanden, als brandstifter in Betracht kommen. Noch
weiter entfernt waren, wie das Berufungagericht festgestellt
hat, zwei Frauen, die ebenfalls fiir sich Stubben rodeten.
Allein G@ib. PQEEED oder Li@D kinnen nach der ﬂberzeugung
.des ﬁnrufungsgerlchts.ﬂulch Reuchen an der Stelle des Brand—'
hérdes die Entstehung des Feuers verursacht haben. Obwohl
sich das Beruf&ngsgaricht nicht in der Lage gesehen hat,
Feststellungen daruber 2u treffen, wér von ihnen der: Urheber
- gewesen ist, hat es doch als erw;esen angesehen, da es,ﬁn
-jedem Fall einer von. ihnen gewasen se1n mulB.

Das Berufungsgerichf ist dér‘Ansicnt, dal die dem Schacht-
meister K@D von der Beklagten aufgetragene Uberwachung
der Rultivierungsarbeiten die Pflicht in sich geschlossen
habe, sowohl GEP als auch PEEP und Li@® in die von ihm
auszulibende Aufsicht einzubeziehen. Denn sei ihm GE® auch



nicht hinsichtlich der Ausfiihrung der besondere technische
Xenntnisse voraussetzenden Sprengarbeiten unterstellt gewesen,
g0 habe er ihm doch bei seinem allgemeinen Verhalten im Wal-
de schlechthin unterstanden. PEEJ# und L@ hitten aber,
indem sie auf dem von der Beklagten zu kultivierenden Geldn-
de fur sich Stubbea rodeten, zur Erledigung einer Aufgabe
'beigetragen, die dar,Bekiagten von der Siedlungsgesellschaft
ibertragen worden sei, und h#tten sich ohne besondere Ab- -
'machung mit der Siedlungsgesellschaft allein darum auf dem Ge-
ldnde befunden, weil ihnen YO ¢ie Fortsetzung ihrer
Arbeit erlaubt habe. Piir eine ordnungsmissige Uberwachung

hat es das Berufungsge;ibht als erforderlich.angeséhen, daB
KOENEEEY iurch geeignete Mafinehmen den Gefahren entgegen-
wirkte, die bei der Tétigkeit fremder Leute auf dem hoch
feuerempfindlichen Geliénde entstehen konnten; insbesondere

" habe er sie dariiber bei@h?en-mﬁssen, daB es verboten sei, zu
'rauchen'und mit offenemf suer umzugehen..Nur die Angehdrigen
der Arbeitskolonne habe: *% ' | ge.

* aber auf das Rauchverbot hinge-
wiesen und fiir den Fall der Zuwiderhandlung die fristlose
Entlassung angedroht; . dagagen habe er es gegeniiber G@P,
'S vnd LU@P an jeder Belehrung und Beaufslchtlgung
fehlen lassen. Das Derufungsgerlcht,hat in d;asem Versdum-
nis des KQEEED vei der grfiillung seiner Verrichtungen
einen Umstand erblickt; der dazu belgatragen het, daB trotzs
der hohen Feuersgefahr gzraucht wurde und der Brand mit sei-
nen Schadensfolgen ausbrach. 38 hat daher die Voraussetzun—'
gen flir eine Schadensh: 'tung der Beklagten nach .§ 831 Abs.1
Satz 1 BGB fir gegeban gﬁhalten. ‘

2. In dieser Beurteilungtritt kein Rechtsfehler zutage.

a) Vergeblich wendet sich die Revision gegen die Fest-
stellung des serufungsgerichts, daB der Brand nicht aus gros-
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serer sntfernung verursacht worden sein kann und Personen,
die den ¥Weg entlang gekommen sind, als Urheber ausscheiden.
Das berufungsgericht hat diese Feststellung auf Grund das
Gutachtens des Sachverstindigen Dr. Ing. lef® getroffen,

der bei seinen Erdrterungen genau zu dem gleichen Ergebnis
gelangt ist. ¥Wenn die Revision aus dem Zusammenhang des Gut-
achtens die bemerkung hersusgreift, ein Funke, der durch den
Luftzug fortgetragen wcrde, falle "meist" schon erloschen zur
Erde, so 148t sie auSer acht, daB es der Sachverstindige im
vorliegenden Falle doch fiir aasgeschlossen erachtet hat, daf
der Brand daurch Funkenflug vom #ege her entstanden sein kann.
Auch das Berufungsgericht hat eine solche MSglichkeit keines-
wegs offen gelassen, wie die Revision asus der Wiedergabe dc
Gutacntens mit jenexr Bemerkung in den Ultellsgrunden glaubt
herauslesen zu kdnnen.

b) Die Schluﬂfdlgerung des’ﬁérufungSgérichts, daB hier-

nach nur GElP, "GN cder Ld- als Urheber des Brandes in

Betracht kommen kdnnen, wird nicht dadurch erschiittert, daB
nicht hat festgesiellt werden kinnen, wer von ihnen es gewe-
sen ist, der den Drand verursacht hat. Anders wire die Sach-

-lage, wenn feststinde, daB der eine oder andere von ihnen un-

miglich der Urheber des Brandes gewesen sein kann. Eine sol-
che Feststellung hat das ﬁerufangsgerlcht aber nicht zu tnef-
fen vermocht, Diese BewelsWurdlgang kann nicht damit ange-

griffen werden, dal die Rev191on die Beweisunterlagen in ge-

genteiligem Sinne aus&udeuten sucht, Ein VerstoB gegen § 286

'-ZPO, wie ihn die Kevision. rligt, ist aus dem Berufungqurtell

nlcht ersichtlich.

¢) Da nach den fiir das Revisionsgericht bindenden Fest-

stellungen des serufungsgerichts nur G@B, PEI» oder LD
durch Eauchen den Brand verursacht haben kinnen und das Beru-



fungsgericht die Schadenshaftung der Beklagten bei Urheber-
schaft eines jeden von ihnen fiir begriindet gehalten hat, muf
es als unberechtigt zuriickgewiesen werden, dafBl die Revision
von einer "unzulidssigen Verurteilung auf Verdacht" spricht.

d). Die Revision will es nicht gelten lassen, dal8 K- 1
@ verprlichtet gewesen sei, @D, PGNP und LU@E® dariiber
zu belehren, daf nicht‘géraucht werden diirfe. Sie meint, bei
G@P hitten derartige Versicttsmaﬁregeln zum selbstversténd-
lichen Pachwissen gehért' gls Sprengmeister habe er stindig
Aroeiten ﬁbnllcher Art ausgefhhrt, wie sie ihm hler aufge—
tragen worden seien; dber den Umgang mit offenem Feuer habe
er nicht unterwiesen zu werden brauchen.}ln Bezug auf PElED
und L- die zu der ﬁaklagteq in keinerlei Beziehung ge—
standen hitten, habe fir dle Beklagte und XQ» cbenso-
‘wenig eine Belehrungs- und Auf31cntspf11cht bestanden wie ge-
genilber sonstigen Personen, die sich aas 1rgendwe1chen Grin-
den auf dem Rodungsgelande aufh:.elten° Daran habe sich auch

‘nichts dadurch geindert, des KD raED> und L@ ge-

stattet habe, die gerodeten Stubben wegzuschaffen.

| Dieser Auffassungﬂder-ievision kann nicht zugestimmt wer-
den. R o | ‘ ‘ '

Richtig 1st zwar, ‘daj eine Pflicht zur Belehrung des CEID
uber die Ausfuhzung von Sprengarbalten und die hierbei zu beo-
bachtenden Varslchtsmaﬁnahmen nicbt in Betracht kam. Diese
”Dlnge fielen in das Fachwissen, das bei ihm vorausgesetzt
werden durfte. Wenn er hier geraucht hat, so hat es sich da-
bei sher nicht um Berufsausubung gehandelt, sondern um ein
Verhalten, das mit den Aufgaben und Tdtigkeiten eines Spreng-
meisters nichts zu tun hat. GewiB ist die Arbeit eines Spreng-




meisters in besonderem Majle geeignet, ihn auf die Gefahren

des Umgangs mit offenew Feuer hinzuweisen. Dabei stehen aber
die Gefahren im Vordergrund, die mit der ungewollien Entzilndung
von Sprengstoffen drohen oder die bei Durchfilhrung von Spreng-
arbeiten fiir die Umgebung entstehen kdnnen. Dagegen kamnn nichti
ohne wesiteres untérste11t werden, daB ein Sprengmeister aus
seiner beraflichen Tﬁtigkeit Lehren auch in der Hinsicht ge-
zogen haben miisse, wi? es um die Gefahren des Rauchens im
offenen Moorgelinde fern jeder Sprengstoffablage bestellt

ist. Zudem entspricht es immer wiederkehrender Erfahrung, daB
der st#éndige Umgang mii_Géfahren_abstumpft and dazu verleitet,
‘die gebotenes Vorsicht auBer acht zu 1assen..Danach kann es
aber nicht als rechtsipiig angeséhen werden, daB das Beru-
,fungegericht den voh'dei'Béklagten zur Beaufsichtigung der
Kultivierungssrbeiten eingesetétun bchachtmelster i
fiir verpflichiet eracntet hat, den Sprengmeister G@ID bei
Einweisung an seiner Arbeltsstelle dariiber zu belehren, daB
‘er nicht rauchen dlirfe. Selbst wenn. G@P dies ohnehin gewuBt
haben sollte, wire eine solche ﬁelehrung nicht etwa lber— .
fliissig gewesen, gie hatte eine Mahnung bedeutet das Rauch~
verbot, des ihm bekannt gewesen sein ‘mag, auch zu beachten,

Zu einer solchen hahnung bestand bei der durch die Diirre be-
grindeten hohen ~eaersge1ahr alle Veranlassung. Mit der mog-
lichkeit, deB G versucht sein konnte zu rauchen und daB
dabei sus geringster Unvorsxchblgkeit ein Brand entstehen
konnte, muﬁte K- rechnen,

':, Mit Recht hat'daS“Béfufungsgericht eine derartige Be-
lehrungspflicht auch in bezug auf Pa@® und Lt. bejaht,
Ta KGN sie nicht etwa fortgewiesen, sondern ihnen er-
laubt hat, zum Segschaffen der gelodeten.Stubbenawelter.auf
den Gelinde tdtig zu sein, hat er eine Sacnlage geschaffen,
die es nichnt gestattet, die beiden Arbeiter nur wie zufillig



. den, d4aB er, wenn ervt'

anveser.de Fersonen ohne jede Beziehung zu den von der 3Beklag-
ten iibernommenen und von KGN zu beaufsichtigenden XKul-
tivierungsarbeiten zu betrachten. Vielmehkr filnrten sie mit Bil-
ligung des KGIP Arteiten aus, die der Beklagten oblagen,
und standen in dieser HlﬂSICht den Arbeitern gleich, die die
viscklagte fiir die von K—zu beaufsichtigende Xultivierung
"des Gelindes eingesetzti. hatte. Als Kaeseberg ihnen die weitere
‘ TétlgVelt auf deuw Gelande gestattete, h&tte er sie daher
gleichfalls daraaf nlnwe1sen miissen, dafl sie nlcht rauchen
~dirften. ' '

- @) Die Einwendungén, mit denen die Kevision der Annahme
des Berufungsgerichtﬁ éhtgegentritt daB die pfllChthdrlne
Unterlasf,-ung jedes derartigen Hinweises durch K— fiir
die Zntstchung des ﬁrandes ursicnlich goeworden ist, kSnnen
glelchfalls nicht du:chfﬂelfen. Mag sich auch nach der Aus-
"sage des aachverstdnmgen High praxtlsch kein ‘s'aldarbelter

wenn er Raucher ist, am ein Reuchverbot halten und das Reu-

- chen sogar»:‘iblich sé.i»n',-...und- mag auch G@® nach seiner Zeugen-
bekundung stets geréudﬁ%”habeﬁ, wenn er Stubben im ¥alde
sprengte, so notlgte ‘das doch nicht zu dem SchluB, daB GroB
_auch dann geraucht haben wurde, wenn _ ihm vor Beg:,nn
- der damals zu verrlchcenéan Arbelten amn damallgen Ort einge-
scharft hétte, daB er . h1 r:n1cht rauchen diirfe. Zumlndest wire
_ihm durch eine polche 5e1ghrung zum BewuBcseln gebracht vor-
dem rauchte, ganz besondere Vor—

- sicht beobachtien muﬁﬁé; ur_aus Kangel an Vorsmcht beim Rau-
chen kann der Brand éh" entatanden sein. Weni das Borufungs-
gericht zu der Auffassung gelangt ist, der Brand wiirde, so-
weit G@P 2ls Urheber in Betracht kommt, vermleden worden sein,
falls “4JD seiner Belehrungspflicht nachgekommen wire,

so iat eine solche schluBfolgerung mdglich und iiberschreiiet
nicht die Grenzen freier richterlicher Beweiswiirdigung

(§ 286 2P0).
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Das gleiche gilt in Bezug auf PENJJ® und LiQEP. Die EHe-
vision kann dies nicht damit in Zweifel zieher, da3 PP
und L@ nur an einem Platz weit von der brendstellec ent-
fernt geraucht hitten; wie oben ausgefiihrt, steht nicnt fest,
ist vielmehr durchaus die Mdglichkeit gegeben, dafl sie an
der Stelle des Brandherdes geraucht und hierbei den Brand ver-
~ursacht haben.

it Recht hat das”3erufungsgericht hiernach das Vorliegen
der Haitungsvoraxssetzungen des § 831 Abs., 1 Satz 1 BGB be-
jaht. ‘

- %, Das Berufungsgériéht hat den von der Beklagten ange-
tretenen nntlastungsuawens nach { 831 Abs. 1 Satz 2 BGB nicht
fir gefihrt erachtet. Zsa hat dahingestellt gelassen, ob die
Beklagte bei der Auswahl-"-des Schachtmeisters KNP 21s
”Aufsmchtsperson fiir dle ‘Leitung und Aasfilirung dexr Kultivie-
‘rungsarbelten die im Vexkenr erfo:derllche horgialt beobach-

" tet hat. Der Entlastungsbeweis scheitert nach Anmsicht des Be—

- rufungsgerichts daran, daﬁ es die Beklagte an der erforder—'

11chnn Jberwachung des K_hat fehlen lasaen,

 Bei dieser neurtellung hat 31ch das berufungsgerlcht von
folgenden Feststellungen und urwagungen leiten 1assenz

"Nach dem iertrage'm1tider bledlungsgesellschaft hatte
die Beklagte bei der. Re“._g:des zZu kultivierenden Geldndes
die Stubben zu verbrennen bder anderweit restlos von der
Fliche zu schaffen, ehgnso das Buschwerk, soweit es nicht fir
die Herstellung von Faschinen verbraucht wurde. Bald nach Be-
ginn der Xultivierungsarveiten Anfang Mirz 1954 wurde auch
schon verschiedentlich Gestriipp abgebrannt. Besondere Gefahren
fiir die angrenzenden Waldbesitzer ergaben sich aich aus der




Tatsache, daB die Beklagte zur Durchfithrung der Kultivierungs-
czrbeiten eine groflere Anzahl von Personen einsetzte und dafl
der Moorboden infolge der lang anhaltenden Diirre villig aus-
getrocknet war und nach dem Gutachten des Sachversi@indigen
Stahl praktisch eine "brennbare Masse" bildete. Am 11. odex
12. Mdrz 1954 war beréits atts ungeklérter Ursache auf dem Kul-
tivierungsgelﬁnde nérdlich des Grabens nicht sehr weit von
dem Brandherd des hier in Rede stehenden Schadenfeuers ein
Brand ausgebrochen, durch den ein Waldbestand des Landwirts
'_ in Altleldenschaft gezogen wurde. Das Derufungsgerlcht
ist der Ansicht, daB die Beklagte gegen die mit den Ku1t1v1e—
‘rungSﬁrbozten verbundenen Fauersgefahren Schutzvorkehrungen
habe treffen missen, ‘wie sie nach dem Brande vom 11.,oder
12, Mirz 1954 auch B- bereits energisch, wenn auch ver-
geovlich, gefordert habe,- Den Gutachten der sachveratandlgen
Forstmeister StQD und ﬁ?ors‘bmelster Highp folgend hat es das
ﬁerxfungsgerlcht 1nsbef ere fir unerlaﬁllch gehalten, daB
 vor Beginn der Kultlvle'ungsarbelten rnuerschutzstrelfen von
8 bis 10 m Breite um da fanze Gelidnde heram gepflugt und’ daB
 _bei der GroBe des Gelandes in gleicher Welse auch noch Langs-
‘und Querstrelfen angelegt werden muBteno Uber dia Notwendlg—
‘keit dieser Masnahmen hitte sich die Beklagte gegebenenfalls
durch das zustand1ge For'faﬁt ‘oder eine andere sachkundlge ;
telle uncerrlcPten lassen mussen. Hatte die Beklagte den
Schachbmelster Kaeseberg oder ganz allgemeln die ﬁrbeiten ord- -
nungsmasolg xonbxolllart, 80 hatte sle das Fehlen jegllcher
,olcherungsvorkehrungen festgestell» und unverzugllch ‘Zur pe~
hebung dleses Aangels e1ngrelfen mussen° S -

Auch diese Deurteilung hélt'der'rechtlichen Hachprﬁfung
stand. -
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1iit Kecht hat das Berufungsgericht angenommen, daB die
peklagte, um sich von der Schadenshaftung nach § 831 BGB be-
freien zu kb%nnen, der Fachweis erbringen muBte, X{ P bei
seiner Dienstleistang mit der im Verkehr erforderlichen Sorg-
falt ilberwacht zu haben, LieB dieser es bei der ihm aufgetra-
genen Lenkung und Beaufsichtigung der Kultivierungsarbeiten
an der inordnung und Durchfilhrung von MaBnshmen fellen, die
zum 3chutze anderer vor den mit den Kultivierungsarbeiter
verbundenen Gefahren erfbrderliéh waron, so gehbrte es zu
‘einer ordnungsméssigen - ﬁberwachung, daf die beklagto, wenn
-8ie nicht durch unmlttelbaree Eingreifen die. Vorkehrungen
bereits selbst traf, K_ enf deren Notwendigkeif hin-
* wies, ihm auftzug, das - urforderllche zu ihrer ﬂdrchfuhrung
2n veranlassen, und - ale 3urchfﬁhrung kontrolllerte.

Es kann aucih rech;l;gh nicht beanstandet werden, daB
.das Berufungsgericht'as”zum Schutze fir diedem Kultivierungs-
geldnde benachbarten ¥aldbesténde fur geboten gehalten hat,
Feuerschutzstreifen anzulegen,‘bevor die Kaltivierungsarbei-
ben in Angriff genommen wurden. Aus dem Zusammenhang der
Feststellungen dcs ﬁeruxungegerlchts ergibt sich, daB bnrelcs
zu Beginn der- Arbuitén”Anfang Mhrz 1954 das Moor- und Weldge=
liéinde in hkohem Grade feueranfalllg gewesen ist. Festgestellter—‘
maBen brachten es die Arbezten mit sie¢h, daB Gestrupp ver-
brannt wurde. uochtenUSbgbben auch erst syater‘gasprangt wer4
den sollen, so konnté_daé-Berufungsgericht hiernach doch sehr
wohl davon ausgehen, daB mit Feuersgefahren schon von Beginn
der Arbeiten an gerechnet und Vorsorge getroffen werden muB-
te. Dazu hat das ﬁerufungsgerlcht mit Recht aich erwogen,
dafl die Beklagte mit der Heranfiihrung und Beschaftlgung
einer Vielzahl von Arbeitern eine nicht unbetrichtliche wei-
tere Gefahrenquelle ertffnete. In dem Falle der Entscheidung
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BGHZ 11, 151 hat der erkennende Senat bereits darauf hinge-
wiesen, daR es fiir das Zigentum von Grundstiicksbesitzern eine
gewisse Gefshr mit sich bringen kann, wenn ein Unternchmer auf
ihrem Grund und Boden durch eine Arbeiterkolonne linger dau-
ernde Arbeiten durchfiihren 148%t, und den Unternehmer fir ver-
pflichtet erachtet, die'Arbeitenjin einer ‘eise liberwachen

zu lassen, daf zufdllige und absichtliche Vermdgensbeschidi-
gungen der Grundst&cksbeéitzer'néeh Msglichkeit verhindert
werden. VYar damals ein'ﬁiabatéhl vorgekommen, der zu“Verhﬁ—
ten gewesen wire, so bes%and hier die Gefahr in der viel
niher liegenden M ogllchkelt daB sich die bei den Kultivie-
rungsaroelten titigen Lsdte selost bei ausdriicklichem naucn—»
verbot nicht enthalten”kcnnten, doch zu rauchen, und.danas
hierbei zur Encstehungféihes Brandeé kommen>konnte;:wﬁhrend
damals das Zinkbluch“éinés Daches abhanden gékbmmen war,
stenden hier unvcrgleich hBhere Werte auf dem Spiel. Danach
erscheint es aber n;crt als uoertrlebene Anforaerung,_daB

das Berufungsgerlcht es 1n Vberelnstlmmung mit den Sachver— _
sténdigen StEEM und. Hl’ im Intereasa des Feuerschutzes

flir die benachbarten V¥ aldbeaitzer fir notwendig gehalten hat,
vor Beginn der Arbeiten Feuerschutzstreirfen anzulegen, die

- namentlich rund um das Kultlvierungsgelande herumfahrtena

Dasj nach der von der Revision hnrvorgehobenen Zeugenaussage
des Vorarbeiters Do—, als einmal Gestripp abgebrannt
wurde, das Heidekraut an der‘gelte der nrandstelle abge-
hackt wurde, um das bbersnrlngen -dés Peuers zu. verhlndern,
genligte olso aicht. &s erd auch nxcht ausgerdumt, daB die
_‘_nler erforderllchen S;cherhextsvorkehrun"en verabsﬁumt §0r—

- den sind, wenn nach der von}der Revision nervorgehobenen Aus-—
kunft der Siedlungsgeseiischaft vom 20. November 1958 alle
vorgeschriebenen seldungen erstattet, alle vorgeschriebenen
SchutzmaBnahmen durchgefiihrt, auch Forstamt, Feuerwehr und
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Kreisverwaltung ninzugezogen worden sind, als auf einer etwa
2 km entfernt liegenden groBen Heide-Siedlungsfliche von

80 ha nach beendeter hodung die Heide gem#B einem hierzu
erteilien Auftrag abgebrannt wurde. Die Beklagte kann sich
schlie3lich nicht damit éntlasten, def3 die zustindigen Be-
hﬁrdén, insbesondere das bei dem Siedlungsvorhaben einge-
schaltete Wasserwirtachaftsamt und die Forstverwaltung, nicht
eingeschritten sind, um dle erforderlichen blcherungsmaﬁnah—j_
men zu veranlassen, Dic Beklagte hatte die _irbeiten in eige-
ner Veranbwortung auszufunren und auch ohne besondere Anwel-
sung Tlr die notwerulgen Slcherungsvorkehrungen Zu sorgen.
Da die genannten benbrden “euerschutzstre1fen Plr unndtig
befunden und es in Kenntnls der hier gehandnabten Arbeits~
weise flr rlchtlg gehalten hdtten, keine btrolfen anzulcsen,
kann dem Vorbringen der Qeklagten nicht entnommen werden.

£s enth#lt hiefngeﬁ;keinen Rechtsirrtum, da8 das Beru-
fungsgericht die Beklagiesnicht als entlastet angesehen hat.

 4,; Nach Ansicht des nerufungsgerlchts 1st die Schadens~
ersats spflicht der beklagten auch nach § 823 BGB begrdnoet
weil die Beklagte daduvéh}‘daﬂ sie nicht fiir die Anlegung
von Feuer chutzstrelfen sorgte, eine ihr selbst als Unter—
nehmerin der Arbeiten obllegende Verkehrssicherungopflicht
‘sehuldhaft verletzt und: hierdurch den Schaden mitverursacht
hat. Nach dem oben Gesagtan lagsen sich auch gegen diese Be-
urteilung rechtllch begrhndete Beéenken nicht erheben.

5. ) Die Erwﬁgungeh,-mit'denen das Berufungsgericht eine
Verjihrung der mit der Klageerweiterung geltend gemachten
Anspriiche vernecint hat, 1Bt gleichfalls keinen Rechtsirrtum
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zum Nachteil der Beklagten erkennen. Die erweiterten Anspriiche
gind mit dem am 28. Dezember 1957 zugesitellten Schriftsatz
vom 27. Dezember 1957 in den Rechtsstreit eingefithrt wowrden.
Das Berufungsgericht ist der Auffessung, die dreijihrige Frist
des § 852 BGB k®dnne nicht vor dem 28. Dezember 1254 begonnen
haben, weil der Kliger erst durch seinen Anwalt erfshren ha-
be, wer uberhaupt als ursatzpfllehtlger in Betracht ‘komue,

und der Anwalt sich klervon erst ein Bild habe machen kbonaen,
| nachdem ihm auf seine hnforderung die Strafakten am 28, Dezom—
ber 1954 zur L1n51chtnahme dberlasaen worden seien. Die Re-
vision meint, der Klager habe sich die etwa fehlende Kenntnis
-bere1t° vorher ohne weiteres durch Anfrage bei der Polizei
oder der Sledlungsgesellschaf verschaffen ktnnen. Fiir diese
Annahme fehlt es jedoch an der erforderlichen Grundlage, Welche
 Auskunft die Polizei oder die Siedlungsgesellschaft dem
 Kldger erteilt haben wiirde, hat die Boklagte nicht dargelegt.
Es hétte dessen aber7uméb mehr bedurfi, als noch bis beute
ungekldrt ist, wer den brand verursacht hat, und die. Schadens-
‘ersat"pfllcht der- Beklagten mit Hilfe der Sachverstandlgengut~
achten erst in dlesem‘ﬁechtastreit erkannt worden ist.

~ 6.) Die ReV1510n bemanbelt noch, daB nicht in Anbetracht
der Reguliorung eines Teilscha&ens durch die Gl- Feuer-
7Veralcherung den Eecntshbergang nach. § 67 vve Rechnung getre-
daﬁ der Klager be1 der narecnnung seines Anspruchs d1e ‘von
dem Versicherer erhaltene ﬁntschadlgung von dem Schadensbe-
‘hrag in Abzug gebracht hat (Schriftsatz vom 19. Februar 1958).
Selne Xlageverlangen. und ‘die Entscheidung des angefochtenen
Urteils beziehen sich also nur auf den vom EKechtsiibergang
unberiihrt gebliebenen Teil des 3Schadensersatzanspruchs.




Die Kevision mul hiernach mit der Kostenfolge aus § 97
ZP0U als unvegriindet zurickgewiesern werden,

Engels Henebeck Ir. Bode

Heinrich Meyer Dr. Graf



	22Aö 0^

	CA,



